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Hoferbe per Gerichtsurteil
Hofzuweisungsverfahren: Rettungsanker bei unterbliebener Hofübergabe

Die rechtzeitige Regelung der Hofnachfolge wird in vielen bäuerlichen Famili-
en verdrängt. Stirbt dann der Hofinhaber überraschend, muss sich der Hof-
nachfolger mit einer Erbengemeinschaft auseinander setzen. In diesem Fall ist
es jedoch möglich, das so genannte Hofzuweisungsverfahren zu beantragen.

W enn eine Regelung der
Hofnachfolge durch Te-
stament, Erbvertrag oder

Hofübergabe zu Lebzeiten unter-
blieben ist, dann wird der verstor-
bene Hofeigentümer durch seine
gesetzlichen Erben beerbt. Sind
mehrere gesetzliche Erben, etwa
mehrere Kinder und die Ehefrau
vorhanden, so entsteht eine Er-
bengemeinschaft.

Gehört ein landwirtschaftlicher
Betrieb einer durch gesetzliche
Erbfolge entstandenen Erbenge-
meinschaft, so kann das (Land-
wirtschafts-) Gericht auf Antrag
eines Miterben die Gesamtheit der
Grundstücke, aus denen der Be-
trieb besteht, ungeteilt einem Er-
ben zuweisen. Gleiches gilt für Zu-
behörstücke, Miteigentumsantei-
le, Kapital- und Geschäftsanteile,
dingliche Nutzungsrechte und
ähnliche Rechte, soweit diese zur
ordnungsgemäßen Bewirtschaf-
tung des Betriebes notwendig sind
(§ 13 Grundstücksverkehrsgesetz).

Der Betrieb muss
existenzfähig sein

Eine solche Zuweisung ist aller-
dings nur für einen landwirtschaftli-
chen Betrieb möglich, der mit einer
zur Bewirtschaftung geeigneten
Hofstelle versehen ist und dessen
Erträge ohne Rücksicht auf die pri-
vatrechtlichen Belastungen im we-
sentlichen zum Unterhalt einer bäu-
erlichen Familie ausreichen. Auch
Nebenerwerbsbetriebe können die-
se Kriterien erfüllen.

Hier taucht bereits das Problem
auf, dass heute viele – gerade klei-
nere landwirtschaftliche Betriebe –
eigentlich aus sich heraus keine Ge-
winne erwirtschaften, die zum Un-
terhalt einer bäuerlichen Familie
ausreichen. Eine bäuerliche Familie
umfasst nach der Rechtsprechung
zwei Erwachsene und zwei Kinder.
Wie sich denn der notwendige Un-
terhalt für eine solche Familie er-
rechnet, ist umstritten. Sicherlich
wird man nach einer Entscheidung
des OLG München sagen können,
dass ein Betrieb dann nicht mehr
zuweisungsfähig ist, wenn dessen
Erträge erheblich unter den Regel-
sätzen nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz liegen. Für eine oben be-
schriebene bäuerliche Familie wür-
den sich diese Regelsätze auf etwa
10 000 a addieren. Betrachtet man
das Motiv des Gesetzgebers, näm-

lich die Sicherstellung des Erhalts
leistungsfähiger landwirtschaftli-
cher Betriebe – so bleiben Zweifel,
ob der Gesetzgeber solche wenig
leistungsfähigen Betriebe schützen
wollte.

Betrachtet man die statistisch er-
fassten Buchführungsergebnisse, so
ergibt sich in Bayern ein durch-
schnittlicher Gewinn von etwa 500
a je ha landwirtschaftlicher Nutz-
fläche. So betrachtet ist ein bayeri-
scher Durchschnittsbetrieb mit 20
ha bereits in einem kritischen Be-
reich. Zieht man weiter in Erwä-
gung, dass nach statistischen Erhe-
bungen die Entnahme für die Le-
benshaltung in landwirtschaftlichen
Haupterwerbsbetrieben rund
20 000 a betragen haben, zeigt sich,
dass eigentlich betriebswirtschaft-
lich betrachtet viele Betriebe von
ihrer Substanz leben und daher de-
ren Zuweisungsfähigkeit fraglich
ist.

Gleichwohl besteht noch eine
Tendenz der Rechtsprechung, auch
kleinere Betriebe nach Möglichkeit
als zuweisungsfähig zu betrachten.
Berücksichtigt man aber noch, dass
ein Gutteil der Erträge aus staatli-
chen Transferzahlungen stammt, so
können hier durchaus Zweifel auf-
kommen, ob der gesetzgeberische
Zweck Erhalt leistungsfähiger Höfe
zur Sicherung der Versorgung der
Bevölkerung hier noch gewahrt ist.

Gelangt man zum Ergebnis, dass
kein zuweisungsfähiger Betrieb
vorliegt, so ist auch eine Zuweisung
an einen Miterben nicht möglich.
Der Betrieb verbleibt dann bei ei-

ner Erbengemeinschaft, die sich
entweder selbst auf eine Auseinan-
dersetzung (Realteilung oder Aus-
zahlung) einigt, oder auf Antrag ei-
nes Miterben durch eine Teilungs-
versteigerung aufgelöst wird. Der
Betrieb wird damit im Regelfall zer-
schlagen.

Wenn aber der Betrieb die Zu-
weisungsvoraussetzungen erfüllt, so
kann das Gericht die Zuweisung
des Betriebes an einen Miterben an-
ordnen. Ein geeigneter landwirt-
schaftlicher Betrieb ist demjenigen
Miterben zuzuweisen, dem er nach
dem wirklichen oder mutmaßlichen
Willen des Erblassers zugedacht
war. Dieser Wille des Erblassers ist
vom Gericht unter Würdigung aller
in Betracht kommenden Umstände
(zum Beispiel frühere Äußerungen
des Erblassers, Inhalt eines wenn
auch formunwirksamen Testamen-
tes) zu ermitteln. Die Ermittlung
des Erblasserwillens kann im Ein-
zelfall sehr schwierig und mitunter
fragwürdig sein. Meist sind nur Fa-
milienangehörige als Zeugen vor-
handen, deren Glaubwürdigkeit
mitunter eingeschränkt ist.

Eine Zuweisung an einen Miter-
ben ist allerdings ausgeschlossen,
wenn dieser zur Übernahme des
Betriebes nicht bereit, oder zu sei-
ner ordnungsgemäßen Bewirtschaf-
tung nicht geeignet ist. Sind an der
Erbengemeinschaft auch solche
Miterben beteiligt, die nicht Ab-
kömmlinge sind, oder die nicht der
überlebende Ehegatte des Erblas-
sers sind, so ist die Zuweisung an
diese nur dann zulässig, wenn sie

den Betrieb bewohnen und bewirt-
schaften. An die Geeignetheit sind
keine zu strengen Anforderungen
zu stellen. So wird wohl in der Regel
bei Vorhandensein von Minderjäh-
rigen – nicht wirtschaftsfähigen und
darum zur ordnungsgemäßen Be-
wirtschaftung des Betriebes nicht
geeigneter Kinder der Betrieb dem
überlebenden Ehegatten zuzuwei-
sen sein.

Weichende Erben sind
mit Geld abzufinden

Wird der Betrieb einem Miter-
ben zugewiesen, so steht den übri-
gen Miterben anstelle ihres Erb-
teils ein Anspruch auf Zahlung ei-
nes Geldbetrages zu, der dem
Wert ihres Anteils an dem zuge-
wiesenen Betrieb entspricht. Der
Betrieb ist zum Ertragswert auszu-
setzen (§ 16 Grundstücksverkehrs-
gesetz). Darin liegt natürlich eine
Bevorzugung des Hofüberneh-
mers gegenüber den weichenden
Erben, da der Ertragswert (in Bay-
ern das 18-fache des jährlichen
Reinertrages) nur einen Bruchteil
des Veräußerungswerts (Ver-
kehrswert) darstellt.

Das Gericht kann darüber hin-
aus noch anordnen, dass die Zah-
lung an die Miterben gestundet
werden, soweit der Übernehmer
bei sofortiger Zahlung den Betrieb
nicht ordnungsgemäß bewirtschaf-
ten könnte. Hierzu kann das Ge-
richt Festlegungen nach billigem
Ermessen treffen. Auch könnte
das Gericht im Einzelfall eine Ab-
findung durch Überlassung eines
Grundstückes anordnen.

Nachabfindung bei
Grundverkäufen

Um diese Zurücksetzung der
weichenden Erben etwas abzumil-
dern, gewährt das Gesetz einen
Nachabfindungsanspruch der wei-
chenden Erben: Zieht der Hof-
übernehmer binnen 15 Jahren
nach dem Erwerb durch Zuwei-
sung aus dem Betrieb oder einzel-
nen zugewiesenen Gegenständen
durch Veräußerung oder auf ande-
re Weise die den Zwecken der Zu-
weisung fremd ist, erhebliche Ge-
winne, so hat er, soweit es der Bil-
ligkeit entspricht, die Miterben auf
Verlangen so zu stellen, wie wenn
der in Betracht kommende Gegen-
stand im Zeitpunkt des Erwerbes
verkauft und der Kaufpreis unter
den Miterben entsprechend ihren
Erbteilen verteilt worden wären.
Sind zum Beispiel Teile der ehe-
maligen landwirtschaftlichen Flä-
chen zu Bauplätzen geworden und
werden diese vom Hofüberneh-
mer veräußert, so hat er im Regel-
fall den Veräußerungserlös mit
den weichenden Erben entspre-
chend deren Erbquoten zu teilen.

Josef Deuringer
Rechtsanwalt, Augsburg

Der vorgesehene Hoferbe kann das gerichtliche Hofzuweisungsverfahren
beantragen, wenn nach dem Tod des Hofeigentümers eine Erbenge-
meinschaft entstanden ist. Foto: Grabowsky


